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Bezirkstagsprasident Josef Mederer erdffnet um 09:30 Uhr die offentliche Sitzung des Sozial- und
Gesundheitsausschusses, begrif3t die Anwesenden und stellt die form- und fristgerechte Ladung
sowie die Beschlussfahigkeit des Sozial- und Gesundheitsausschusses fest.

TOP 1 Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung
Beschluss: angenommen Jall NeinO
TOP 2 Sachstandsbericht zum Bundesteilhabegesetz (BTHG)

Das Gesetz zur Starkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen
(Bundesteilhabegesetz - BTHG) wurde am 01.12.2016 vom Bundestag verabschiedet. Priméares
Ziel des Gesetzes istes, die Eingliederungshilfe aus dem System der Sozialhilfe des SGB Xl her-
auszuldésen und in das Recht der Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
des SGB IX zuintegrieren. Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 16.12.2016 dem Gesetz zuge-
stimmt. Das BTHG wurde sodann am 23.12.2016 ausgefertigt und am 29.12.2016 im Bundesge-
setzblatt verkiindet. Das Inkrafttreten erfolgte bzw. erfolgt sukzessive zum Tag der Verkundung,
zum 01.01.2017, 01.01.2018, 01.01.2020 sowie 01.01.2023.

Zusténdigkeit — aktuelle Informationen

Die kommunalen Spitzenverbadnde haben sich nach einer umfangreichen Diskussion dafiir ent-
schieden, die Verlagerung der Zusténdigkeit der ambulanten Hilfe zur Pflege zu den tberdrtlichen
Tragern mitzutragen.

Bei der Entscheidungsfindung hat eine wesentliche Rolle gespielt, dass Zustandigkeitsstreitigkei-
ten in der Abgrenzung Eingliederungshilfe/Pflege mit einer Vielzahl von Gerichtsverfahren enden.
Bei der Bearbeitung von Hilfen aus einer Hand wird dies nicht mehr der Fall sein. Im Bereich der
Sozialplanung soll eine gesetzlich festgeschriebene Zusammenarbeit zwischen dem &rtlichen und
Uberdrtlichen Trager der Sozialhilfe erfolgen.

Das neue Ausfuhrungsgesetz der Sozialgesetze (AGSG) soll zum 01.01.2018 in Kraft treten,

aber — nach derzeitigem Diskussionsstand —noch mit Delegation der ambulanten Hilfe zur Pflege
auf die ortlichen Trager fur ein Jahr erfolgen. So soll der reibungslose Ubergang gewahrleistet
werden.

Die Bezirksverwaltung bereitet diesen Ubergang bereits intern vor. Dariiber hinaus wird, wegen
der schwierigen Feststellung des Bedarfs an Hilfe zur Pflege, in der Bezirksverwaltung derzeit be-
reits eine Stelle fir eine Fachkraft flr Pflege ausgeschrieben, der MDK angefragt, ob auch durch
ihn eine Begutachtung und Bedarfsprufung erfolgen kann. Um den Umfang dieser Aufgabe bewer-
ten zu kénnen, hat der MDK Interesse an einem Austausch mit uns geauf3ert.

Teilhabe Arbeit — aktuelle Informationen — Inkrafttreten zum 01.01.2018

1. andere Leistungsanbieter 8 60 SGB I

Neben den bisherigen Werkstatten kbnnen zukinftig neue/alternative Angebote zur Beschaftigung
fur Werkstattberechtigte und —bedurftige entstehen. Menschen mit Behinderung, die Anspruch auf
Leistungen im EV/BBB bzw. im Arbeitsbereich einer WfbM haben, kdnnen diese auch bei einem
anderen Leistungsanbieter in Anspruch nehmen. Fir diese gelten die WfbM-Vorschriften, mit eini-
gen Ausnahmen (keine Mindestplatzzahl, etc.). Kostentrager sind nicht verpflichtet, solche Leis-
tungen zu ermdglichen. Das Rechtsverhéltnis zwischen dem Leistungsberechtigten und dem Leis-
tungsanbieter entspricht den WfbM-Regelungen. Zwischen den Leistungserbringern und dem Be-
zirk sind auch hier die notwendigen Vereinbarungen abzuschliel3en.

2.Budget fur Arbeit, 8 61 SGB IX
Hier soll fir Menschen mit Behinderung, die Anspruch auf Leistungen im Arbeitsbereich einer
WifbM haben, neben den anderen Anbietern, eine weitere Alternative zur Beschéftigung in einer
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WfbM geschaffen werden. Das Budget fur Arbeit ist eine Alternative zum Arbeitsbereich in der
WTbM.

Hier wird ein Lohnkostenzuschuss zum Ausgleich der Leistungsminderung nebst Anleitung und
Begleitung (Assistenz) erméglicht, der den Arbeitgeber dazu bewegen soll, einen Menschen mit
Behinderung trotz dessen voller Erwerbsminderung einen regularen Arbeitsvertrag zu schliel3en.
Der Lohnkostenzuschuss ist derzeit gem. 8 61 Absatz 2 gedeckelt auf 40% der monatlichen Be-
zugsgrofRe nach § 18 Abs.1 SGB IV.

Eine Anhebung dieser Obergrenze ist durch eine landesrechtliche Regelung maglich.

Es muss abgewartet werden, ob der Landesgesetzgeber im Rahmen des AGSG eine Anhebung
dieser Obergrenze vorsieht.

erganzende unabhangige Teilhabeberatung — Inkrafttreten 01.01.2018

Der Bund fihrt ab dem 01.01.2018 eine neue unabhangige Teilhabeberatung in allen Bundeslan-
dern ein. Hierzu stehen fur Bayern 8,33 Mio jahrlich fur die Dauer der nachsten funf Jahre zur Ver-
figung.

Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales (BMAS) hat am 30.05.2017 im Bundesanzeiger die
Forderrichtlinie zur Durchfiihrung der ,erganzenden unabhangigen Teilhabeberatung® veroffent-
licht. Gefordert werden niedrigschwellige Beratungsangebote zur Starkung der Selbstbestimmung
fur Menschen mit Behinderungen und von Behinderung bedrohter Menschen. Zuwendungsféahig
sind insbesondere Personal- und Verwaltungsausgaben. Antragsberechtigt sind juristische Perso-
nen des offentlichen und privaten Rechts mit Sitz in Deutschland. Der Forderzeitraum beginnt fri-
hestens zum 01.01.2018. Antrage fur die erste Forderperiode kénnen ab 15.06.2017 bis zum
31.08.2017 an die vom BMAS beauftragte Gesellschatft fiir soziale Unternehmensberatung mbH
(gsub) gerichtet werden. Der Startpunkt fir den zweiten Forderzeitraum ist am 01.04.2018. Uber
weitere Forderperioden entscheidet das BMAS nach Antragslage und Verfiigbarkeit der Haus-
haltsmittel. Die Antrage werden nach kursorischer Prufung durch die gsub an die jeweiligen Bun-
deslanger zur qualifizierten Stellungnahme weitergeleitet. Das StMAS bezieht die Bezirke diesbe-
ziglich ein und es wird bei einer gemeinsamen Besprechung am 25.09.2017 zwischen dem Minis-
terium und den Bezirken eine Bewertung der Antrage vorgenommen.

Vertragsrecht — aktuelle Informationen Inkrafttreten 01.01.2018

Das neue Vereinbarungsrecht kommtab 01.01.2018 fur Vereinbarungen zur Anwendung, die fir
den Zeitraum ab dem 01.01.2020 abgeschlossen werden. Eine Anwendung fir Vereinbarungen,
die bis einschlie3lich 31.12.2019 gelten, ist damit nicht verbunden; hier gilt weiterhin das Vertrags-
recht aus dem SGB XII.

In derzeit neu abzuschlieRenden Vereinbarungen wird der 31.12.2019 als Laufzeitende aufge-
nommen. Bei fortlaufenden Vereinbarungen ist vorgesehen, die Einrichtungstrager durch Informa-
tionsschreiben Uber diesen Sachverhalt aufzuklaren und sie werden gebeten, méglichst zeitnah
auf die Bezirksverwaltung mit einem Leistungsangebot zuzukommen, da ansonsten die Gefahr
besteht, dass zu viele Angebote innerhalb kiirzester Zeit bearbeitet werden missen.

Die weitere Ausgestaltung wird in der Verwaltung noch ausgearbeitet.

LEK — Nachfolgegremium

Aktuell ist die LEK lediglich fur Hilfen nach dem SGB Xl zustandig. Zukinftig wird die Eingliede-
rungshilfe jedoch nicht mehr im SGB XIl, sondern im SGB IX geregelt sein. Deshalb ist die Errich-
tung eines fur die Eingliederungshilfe im SGB IX Bereich zustandigen Gremiums erforderlich. Dazu
und zur Besprechung des weiteren Vorgehens findet am 10.07.2017 eine Sitzung der Landesent-
geltkommission statt in der der Bezirk Oberbayern durch die Abteilungsleitung der Sozialverwal-
tung vertreten wird.

Beschluss: Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur
Kenntnis.

zur Kenntnis genommen
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TOP 3 Sachstandsbericht zur Einfihrung des Krisendienstes Psychiatrie

Die Lenkungsgruppe Krisendienst Psychiatrie informiert zum aktuellen Sachstand der Einfuhrung
und Umsetzung des Krisendienstes Psychiatrie in Oberbayern.

Beschluss: Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt den aktuellen Sachstandsbericht
zur Kenntnis.

zur Kenntnis genommen

TOP 4 GSV-Projekt 14 " Steuerungsmechanismen zur Weiterentwicklung der
Versorgung von Menschen mit Behinderung”

In der Sitzung am 29.03.2017 wurde im Gremium GSV der Abschlussbericht des Projektes vorge-
legt und diskutiert ohne eine Empfehlung fur den Sozial- und Gesundheitsausschuss abzugeben.
In der Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses am 22.05.2017 wurde der Abschlussbe-
richt des Projektes vorgestellt und diskutiert.

Der Ausschuss hat in dieser Sitzung beschlossen:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt den Bericht zu den Ergebnissen der wissenschattli-
chen Begleitung zur Kenntnis. Die Bezirksverwaltung wird beauftragt, flr die Sitzung des Sozial-
und Gesundheitsausschusses am 28.06.2017 Empfehlungen zum weiteren Vorgehen darzustellen.
Insbesondere sind Vorschlége zur Fortflihrung, Veranderung und/oder Beendigung der bisherigen
Modellprojekte vorzulegen.

Fur die Erstellung einer Aussage zur Wechselwirkung der Erkenntnisse aus dem GSV Projekt im
Bezuqg auf das BTHG ist eine Zeitplanung auszuarbeiten. Die moglichen kinftigen finanziellen
Auswirkungen sind dabei so weit als moglich zu benennen.

Die Trager der Modellprojekte haben in den Sitzungen des Gremium GSV und in der Ausschuss-
sitzung vom 22.05.2017 darauf hingewiesen, dass die Weiterfuhrung dieser Projekte dringend ge-
klart werden muss. Sie brauchten Planungssicherheit beztglich der weiteren Finanzierung bzw.
eine Aussage, ob umgesteuert bzw. beendet werden musse. Um arbeitsvertraglich rechtzeitig rea-
gieren zu kénnen, musse ein Vorlauf von mind. sechs Monaten eingerdumt werden.

Die Sozialverwaltung hat auf der Grundlage des Abschlussberichtes sowie in Wirdigung der Dis-
kussionen im Gremium GSV sowie im Sozial- und Gesundheitsausschuss am 22.05.2017 hierzu
fur jedes Projekt Empfehlungen ausgearbeitet und legt diese zur Beschlussfassung vor.

Aus der Diskussion erklart sich der Sozial- und Gesundheitsausschuss einverstanden, dass wegen
der 6 Monatsfrist im Einzelfall die Pjrojektfiirderung auch tber den 31.12.2017 hinaus mdglich sein
wird. Die Sozialverwaltung hat dartber zu berichten.

Beschluss: Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt die Schlussfolgerungen und die auf
dem vorgelegten Abschlussbericht des Projektes basierenden weiteren Vorge-
hensweisen zur Kenntnis und bittet die Bezirksverwaltung in einer der ersten Sit-
zungen im Jahr 2018 tber den Abschluss der Verhandlungen zu berichten.

angenommen Ja 15 NeinO

TOP 5 Information zum Modellprojekt Nueva
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In der Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses vom 23.06.2016 wurde beschlossen,
dass das Modellprojekt Nueva des Paritatischen Wohlfahrtsverbandes mit 7.563,54 Euro bez u-
schusstwird. Der Projekttrager wurde gebeten nach Beendigung des Projektes Uber die Ergebnis-
se zu berichten.

Das Projekt ist beendet und der Paritatische Wohlfahrtsverband berichtet zu den Erkenntnissen
und Ergebnissen des Projektes.

Beschluss: Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.

zur Kenntnis genommen

TOP 6 Information zum Fachtag Wohnen+ am 04.07.2017

Das Gremium GSV hat sichim GSV-Projekt Nr. 17: ,,Angleichung der Versorgungsstandards Pra-
vention, Akutversorgung und Nachsorge fur Wohnungslose und von Wohnungslosigkeit bedrohte
Menschen in stadtischen und landlichen Regionen in Oberbayern: Bestandsaufnahme und Emp-

fehlungen® mit der Situation in Oberbayern intensiv beschaftigt. Im Rahmen des Projektes wurde

die Durchfihrung eines Fachtages (siehe Anlagen) fur sinnvoll erachtet. Dieser Fachtag findet am
04.07.2017 in Landsberg am Lech statt.

Beschluss: Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt die Information zum Fachtag ,Woh-
nen plus“am 04.07.2017 in Landsberg am Lech zur Kenntnis und empfiehlt allen
Mitgliedern die Teilnahme an der Veranstaltung.

angenommen Ja 15 NeinO

TOP 7 Projekt Fallmanagement

In seiner Sitzung am 22.05.2017 hat der Sozial- und Gesundheitsausschuss das Konzept Fallma-
nagement in der Eingliederungshilfe fur Kinder, Jugendliche und junge Volljahrige (siehe Anlage 1)
sowie die weitere Planung fiir die Zielgruppe Erwachsene zur Kenntnis genommen. Die Sozialver-
waltung wurde beauftragt eine Beschlussvorlage mit der Zielrichtung vorzulegen, den Bereich Kin-
der, Jugendliche und junge Volljahrige stufenweise in Oberbayern zu implementieren. Fir den
Personenkreis Erwachsene ist die Planung der Konzeptarbeit darzulegen.

Auf dieser Grundlage wurde die Sozialverwaltung tatig. Als Ergebnis wird nunmehr das Konzept
(Anlage 1) und die Zeitschiene (Anlage 2) fiir eine oberbayernweite Umsetzung des Fallmanage-
ments in der Eingliederungshilfe fur Kinder, Jugendliche und junge Volljahrige prasentiert und zur
Entscheidung vorgelegt. Die Planung der Konzeptarbeit Fallmanagement fir erwachsene Men-
schen mit Behinderung/in sozialen Schwierigkeiten wurde fur eine Beschlussfas sung vorgestellt.

Beschluss: Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Konzept Fallmanagement in
der Eingliederungshilfe fur Kinder, Jugendliche und junge Volljahrige zu. Die Sozi-
alverwaltung wird beauftragt geman der vorgestellten Zeitplanung das Konzept
umzusetzen.

Im Jahr 2020 wird ein Zwischenbericht und im Jahr 2022 ein Gesamtbericht tiber
die bis dahin gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnisse vorgelegt. Die Berichte
werden im Sinne des Konzeptes Fallmanagement, Punkt 2.13 Wirkung (S. 11),
erstellt. Der Sozial- und Gesundheitsausschuss entscheidet im Jahr 2020 Uber die
Aktivierung der Stufe 2.

28.06.2017 Sozial- und Gesundheitsausschuss 6 7




Fir den Personenkreis erwachsene Menschen mit Behinderung/in sozialen
Schwierigkeiten wird die Sozialverwaltung hiermit beauftragt, ein Konzept zur Im-
plementierung des Fallmanagements unter Beteiligung von Betroffenenvertretern
und den Leistungserbringerverbénden zu erarbeiten. Im Rahmen der Konzeptar-
beit sind u. a. Module fiir eine stufenweise oberbayernweite Implementierung zu
erarbeiten. Uber den Sachstand berichtet die Sozialverwaltung im Sommer 2018.

angenommen Ja 15 NeinO

TOP 8

Forderung des Traumabhilfezentrums Minchen

Das Traumahilfezentrum Minchen schlief3t eine Lucke im Versorgungssystem, indem vorwiegend
Personen erreicht werden, welche die vorhandenen Beratungs- und Behandlungsstrukturen
nicht/noch nicht nutzen bzw. annehmen kdnnen. Darlber hinaus besteht zunehmend der trauma-
spezifische Bedarf auch bei Menschen mit Eingliederungshilfebedarf nach Flucht und Migration.

Der Antrag auf eine finanzielle Beteiligung zur Ko-finanzierung der ungedeckten Kosten in Héhe
von 50.000 € jahrlich ist nachvollziehbar. Die sehr speziellen Beratungs- und Schulungsangebote
des THZM sind nicht ohne weiteres von den SPDi’s oder sonstigen Beratungsstellen zu tiberneh-
men und/oder aufzubauen.

Beschluss:

Der Bezirk Oberbayern bezuschusst das Traumabhilfezentrum Minchen in Hohe
von jahrlich 50.000 €, zunachst befristet auf die Haushaltsjahre 2017 und 2018.

Die Bezirksverwaltung wird beauftragt spatestens in der letzten Sitzung des Sozi-
al- und Gesundheitsausschusses vor der Sommerpause 2018 Uber das Projekt zu
berichten und einen Vorschlag zum weiteren Verfahren ab dem Haushaltsjahr
2019 vorzulegen.

angenommen Ja 15 NeinO

TOP 9

Erhdhung der Bekleidungshilfen (Bekleidungspauschale)

Seit dem 01.01.2002 wurde die Bekleidungshilfe nicht erhdht. Diese wird nun an die aktuellen Ge-
gebenheiten angepasst.

Nach der Diskussion tiber die Dauer der Bearbeitungszeit des Antrags wird von Frau Fuhlbriigge
positiv festgestellt, dass die Antragsteller ohne Hilfe der Verbénde die Erhéhung erwirkt haben.

Beschluss:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss setzt die Bekleidungshilfe fir leistungsbe-
rechtigte Personen in Oberbayern ab 01.01.2018 wie folgt fest:

Bekleidungspauschale monatlich
(vollstationare Einrichtungen der Behindertenhilfe) 35,80 €
Hochstbetrag der jahrlichen Bekleidungshilfe jahrlich
429,60 €
Hochstbetrag der Bekleidungshilfe fur Kinder bis zur Voll- | jahrlich
endung des 6. Lebensjahres (Regelbedarfsstufe 6) 450,00 €
Hochstbetrag der Bekleidungshilfe fir Kinder vom 7.- 14. | jahrlich
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Lebensjahr 519,36 €
(Regelbedarfsstufe 5)

Hochstbetrag der Bekleidungshilfe fur Kinder vom 15.-18.

Lebensjahr fglgg €
(Regelbedarfsstufe 4) ’
angenommen Ja 15 NeinO

TOP 10

Zuschuss fur die Umzugskosten des Kontaktladens off+ von
Condrobse.V.

Die Bezirksverwaltung befurwortet einen Zuschuss zu den beantragten Umzugs- und Renovie-
rungskosten, da der Verbleib in den alten Raumlichkeiten nicht moglich war.

Beschluss: Der Bezirk Oberbayern bezuschusst den Umzug und den Umbau des Kontaktla-
dens off+ des Condrobs e.V. in Hohe von maximal 74.500 Euro. Ein Verwen-
dungsnachweis ist dem Arbeitsgebiet Zuschusswesen des Bezirks Oberbayern bis
30.06.2017 vorzulegen.
angenommen Ja 15 NeinO

TOP 11 Bekanntgaben und Sonstiges

Beschluss: Es erfolgten keine Bekanntgaben oder Antragstellungen.

Um 10:50 Uhr schliel3t Bezirkstagsprasident Josef Mederer die 6ffentliche Sitzung.

Josef Mederer Renate Maja

Bezirkstagsprasident Protokollfiihrung

28.06.2017 Sozial- und Gesundheitsausschuss 6 9




	FLD_GRNAME
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	BM_TEXT2
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_TEXT3
	Beschlußvorschlag
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	Beschlussnummer
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Zu
	BM_TEXT4

